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Flüchtlings-
beratung
Di. 11 Uhr und 
ALG 2 Beratung 
Di. 13 Uhr mit 
Klaus Jürgen Dahler 
in der Roten Insel 

BERLINER
ENERGIETISCH

Nie haben mehr Wählerinnen und Wähler in 
Tempelhof-Schöneberg DIE LINKE gewählt. 
Über die Landesliste zog unsere Kandidatin, 
Azize Tank, in den Bundestag ein. Dies sind 
die positiven Ergebnisse eines engagierten 
Wahlkampfes und einer kontinuierlichen lin-
ken Kommunalpolitik der letzten Jahre.
Mit 10,3 % (plus 0,3%) der Zweitstimmen in Tem-
pelhof-Schöneberg konnten wir ebenso wie in den 
Berliner Westbezirken Neukölln (14,3%, plus 0,4%) 
und Charlottenburg Wilmersdorf (8,9%, plus 0,2%) 
im Vergleich zum damals sensationellen Bundes-
tagswahlergebnis vor vier Jahren sogar noch zule-
gen und haben fast 17.900 Stimmen, so viele wie 
noch nie, im Bezirk  geholt. 

Zum Vergleich: Die Grü-
nen, traditionell stark 
in Tempelhof-Schöne-
berg, holten diesmal 
nur 15,4% (-6,2%) und 
26.800 Stimmen (fast 
10.000 Stimmen we-
niger). Unser Abstand 
zur drittstärksten Par-
tei des Bezirks hat sich 
stark verringert. Auch 
in den anderen West-
berliner Bezirken konn-
te DIE LINKE ihre guten 
Ergebnisse aus dem 
Jahr 2009 weitestge-
hend halten. 
Während in den Ost-
berliner Bezirken DIE 
LINKE ihre Vormacht-
stellung mit 4 wieder 
gewonnenen Direkt-
mandaten, wenn auch 

leider mit einigen Stimmenverlusten  behaupten 
konnte, konnte sie im Ost-West-Bezirk Friedrichs-
hain-Kreuzberg mit 25,1% der Zweitstimmen die 
Grünen (20,8%) vom 1. Platz verdrängen. Sie lan-
dete noch vor der SPD (24,0%) und verzeichnete 
dabei sehr starke Zuwächse im Ortsteil Kreuzberg 
(in vielen Stimmbezirken deutlich über 20%). Und 
dies, obwohl das linke Aushängeschild der Grü-
nen, Ströbele, wieder das grüne Direktmandat bei 
den Erststimmen holte.
Wichtigstes Ergebnis für DIE LINKE in unserem 
Bezirk ist, dass mit unserer Kandidatin Azize Tank 
eine engagierte Abgeordnete aus dem Wahlkreis 
Tempelhof-Schöneberg in den neuen Bundestag 
einzieht, die aktiv die  Interessen der Menschen 

vertritt, die bisher keine oder nur un-
genügend eine Lobby haben. 
Die jahrelange Arbeit im Bezirk, insbe-
sondere von unseren beiden Bezirks-
verordneten Harald Gindra und Eli-
sabeth Wissel, für Mieterinteressen 
und unsere Zusammenarbeit mit Bür-
gerinitiativen haben sich ausgezahlt. 
Und natürlich auch die Kandidatur 
von Azize Tank, die  gemeinsam mit 
uns und  einer ganzen Reihe von Un-
terstützerInnen aus diversen sozialen 

Bundestagswahl 2013: DIE LINKE in 
Tempelhof-Schöneberg erfolgreich

16.September 2013: Open Air auf dem Kaiser-Wilhelm-Platz mit Gregor Gysi, Spit-
zenkandidat DIE LINKE für den Bundestag und den DirektkandidatInnen der West-
Bezirke: Azize Tank, Tempelhof-Schöneberg; Marlene Cieschinger, Charlottenburg-
Wilmersdorf; Monika Merk, Spandau; Ruben Lehnert, Neukölln; Lampros Savvidis, 
Steglitz-Zehlendorf; Hakan Taş, Reinikendorf und Holger Burner, Hip-Hop. 

Projekten einen erfolg-
reichen Wahlkampf führ-
te. Herzlichen Dank an die 
Kandidatin und alle, die 
diesen Erfolg gemeinsam 
möglich gemacht haben! 

Carsten Schulz, 
Bezirksvorsitzender 

Crelle Kiez Proteste, S. 3 u. 7

16.September 2013, Open 
Air auf dem Kaisi-Wilhmi....

16.September 2013, 
Open Air auf dem Kaiser-
Wilhelm-Platz, Hakan Taş, 
Azize Tank, Klaus Lederer u. 
Monika Merk. Siehe auch S.5.

 S.6
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Rathaus öffnen
Hier kurze Hinweise, wie 
man (derzeit) die Rat-
haus-Politik im Bezirk di-
rekt beeinflussen kann. 
Der Arbeitskreis Kom-
munales und die Verord-
neten von DIE LINKE be-
raten und unterstützen 
Sie/Dich gerne dabei.
Einwohnerfragen zur 
BVV: Zu jeder BVV-Sit-
zung können Einwohne-
rinnen und Einwohner 
am Anfang der Sitzung 
Anliegen öffentlich ma-
chen und eine Antwort 
vom Bezirksamt abfor-
dern.
Näheres: http://
www.berlin.de/
ba.tempelhof-
schoeneberg/politik/
bvv/frage.html
Bürgerbegehren und 
Bürgerbescheid:
Grundsätzlich sind Bür-
gerbegehren zu allen 
Themenbereichen mög-
lich, in denen die Be-
zirksverordnetenver-
sammlung (BVV) be-
schlussberechtigt ist.
Näheres: http://
www.berlin.de/ba-
tempelhof-schoeneberg/
info/mehr_demokratie.
html
Eingaben und Be-
schwerden:
Probleme mit Entschei-
dungen der Verwaltung 
können als Petition an 
den BVV-Ausschuss ein-
gereicht werden.
Näheres: http://
www.berlin.de/ba-
tempelhof-schoeneberg/
politik/bvv/formular.php

Bürgerbeteiligung bei 
Bebauungsplänen:
Bei neuen Bebauungs-
plänen sind Interventio-
nen möglich.
Näheres: http://
www.berlin.de/ba-
tempelhof-schoeneberg/
organisationseinheit/
planen/
bebaungsplaene.html

BVV-Sondermittel:
„Zuschüsse für Verei-
ne, Bürgerinitiativen und 
Projekte aller Art“.
Näheres: http://
www.berlin.de/ba-
tempelhof-schoeneberg/
politik/bvv/wissen.html
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Bezirkshaushalt: Droht 2015 der 
“Konsolidierungsbezirk”? 
Das ist der Zustand von Bezirken, die keinen 
ausgeglichen Haushalt mehr vorlegen können 
und sich dann Ausgaben vom Finanzsenator 
genehmigen lassen müssen.
Wie kann das sein? Im Frühjahr rief der Finanzse-
nator Tempelhof-Schöneberg noch zum “reichsten 
Bezirk” in Berlin aus. Ein Widersinn, den das “Bud-
getierungssystem” für die Bezirke möglich macht. 
2011 und 2012 hat der Bezirk Budgetgewinne re-
alisiert. Diese federn den zu knappen Finanzrah-
men für 2013 und 2014 noch ab. Erreicht wurde 
dies im wesentlichen durch Personaleinsparungen 
(Stellenstreichungen oder monatelange verzöger-
te Neubesetzungen) und dadurch, dass freie In-
vestitionsmittel nicht ausgeschöpft wurden. Damit 
ist aber jetzt Schluss. Der Personalstand hat riesi-
ge Lücken u.a. bei Gesundheitsamt, Stadtentwick-
lung, Bauabteilung.
Deswegen rechnet niemand mehr mit “Über-
schüssen” in 2013, was sich mit einem unterfi-
nanzierten Haushalt 2015 niederschlagen wird.

Scheitert Gebäudemanagement?
Strukturell ist der Haushalt schon länger unterfi-
nanziert. Ein Grund: Der Bezirk hat quer durch alle 
Leistungen höhere Infrastrukturkosten (für Gebäu-
de – viele alte, teilweise denkmalgeschützt) als 
die meisten anderen Bezirke.
Das Bezirksamt will dazu schon seit längerem Ge-
gensteuern mit Konzentration und Modernisierung 
der Verwaltung an weniger Standorten. Bis Ende 
2014 soll das Rathaus Friedenau leergezogen und 
an die BIM abgegeben werden – das soll eine Ein-
sparung von über 1 Mio. € jährlich bringen. Das 
damit verbundene Großprojekt “Ertüchtigung” 
der Rathäuser Schöneberg und Tempelhof birgt 
aber große Risiken für die nächsten Jahre: Aktu-
ell wird die Gesamtsanierung nur des Rathauses 
Schöneberg schon auf 31 Mio. € geschätzt: Ein 
Baudenkmal, bei dem Brand- und Denkmalschutz 
hohe (und teure) Anforderungen stellen. Die Bau-
abteilung ist chronisch unterbesetzt und schon 
im Rückstand. Es kann gut passieren, dass dann 
2015 statt Einsparungen, Mehrkosten für die Zwi-
schenanmietung von Büroräumen notwendig wer-
den. Außerdem ist das Gesamtkonzept bei jähr-
lich knapp 6 Mio. € freien Investitionsmitteln nicht 
ausfinanziert. Es wird den Bezirk Jahr für Jahr 
zwingen, den Großteil der Investitionsmittel weiter 
in die Bürodienstgebäude zu stecken. Was bleibt 
für Schulen, Sportstätten und Bibliotheken?

DIE LINKE hat gegen den Haushalt gestimmt.
Die bezirkliche Infrastruktur – mit Ausnahme der 
Rathäuser – wird noch schärfer auf “Verschleiß” 
gefahren, gerade auch bei Schulen:
Für die Gustav-Heinemann-Schule bekommt der 
Bezirk einen notwendigen Neubau vom Land di-
rekt finanziert. Auch bei dem jahrzehntelang 

vernachlässigten denkmalgeschützten Gebäude 
der Luise-Henriette-OS hofft der Bezirk auf Lan-
desmittel. Der schwammbefallene Dachstuhl ist 
so marode, dass die oberste Etage wegen Ein-
sturzgefahr gesperrt ist. Aber schon bei der 1. Ge-
meinschaftsschule am Grazer Platz ist nicht ab-
sehbar, wann sie an diesem Standort voll funk-
tionsfähig wird. Für andere Schulen bleibt nicht 
viel.

Abbau von kommunalen Angeboten
Die Attraktivität der Bezirksbibliotheken hat in den 
letzten Jahren gelitten. Seit über einem Jahrzehnt 
wird die Sanierung der Bezirkszentralbibliothek 
(Götzstr.) verschoben. Der Medienetat war nie in 
der Nähe von 1€/Einwohner jährlich. Oh Wun-
der, die Bibliotheken sind “Verlustbringer” gewor-
den: Jetzt soll die BVV ein Konzept entwickeln, wo 
“schmerzliche Einschnitte” (Schließung von klei-
neren Bibliotheken) am Ende stehen sollen. Ein 
Antrag zum Ersatz des Bücherbusses (trotz der 
Möglichkeit 50% Fördergelder zu erhalten) wurde 
von der SPD/Grüne-Mehrheit abgelehnt.
Von CDU/SPD/Grüne gemeinsam getragen, wird 
die weitere Abgabe kommunaler Einrichtungen an 
„Freie Träger“ (so Jugendfreizeitstätten) vorberei-
tet. Weitere bezirkliche Aufgaben sollen zentrali-
siert (“regionalisiert” - mit anderen Bezirken orga-
nisiert) werden.

LINKE unterstützt Mittel für Bürgerbeteiligung
Ausdrücklich unterstützte DIE LINKE, dass Sach- 
und Personalmittel für Bürgerbeteiligung (Bürger-
foren, EinwohnerInnen-Versammlungen und Bür-
gerhaushalt) sowie für den Schutz von MieterIn-
nen („Soziale Erhaltungssatzungen“, Zweckent-
fremdungsverbot) bereitgestellt wurden. Die CDU 
griff diese Ausgaben als Verausgabung für “freiwil-
lige Aufgaben” an, statt sie für unzureichend aus-
gestattete Pflichtaufgaben einzusetzen.

Als einzige Partei erlaubte sich DIE LINKE einen 
Verweis auf die am 20.9. noch bevorstehende 
Bundestagswahl. Angesichts der bundesweit fest-
stellbaren „kommunalen Armut“ (Vernachlässi-
gung von Gebäuden und Straßen, Einschränkung 
von Leistungen) drückten wir die Hoffnung aus, 
dass die Parteien gestärkt werden, die kommuna-
le Haushalte entlasten und öffentliche Infrastruk-
turprogramme auflegen wollen. Nun, das hat nicht 
ganz geklappt!

BV H. Gindra
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Unsere 
Bezirksverordneten

Elisabeth Wissel
Tel: 01577 34 62 721
wissel.elisabeth@googlemail.
com

Harald Gindra
Tel: 01525 45 25 000
Linke.bvv.ts@googlemail.com

Termine nach telefonischer 
Vereinbarung
Büro und Erreichbarkeit 
im Rathaus Schöneberg, 
Raum 2115
Tel: 030/ 90 2 77 4898
Sprechstunde: 
Mittwochs 15 - 17 Uhr 

Arbeitskreis 
Kommunales (AKK)
In off ener Diskussion, 
Gäste sind ausdrücklich 
eingeladen, begleitet der 
AKK unsere Arbeit in der 
BVV. Mitglieder, andere 
kommunal Interessierte und 
von bezirklichen Entschei-
dungen Betroff ene können 
auf diese Weise Einfl uss auf 
Vorlagen der BVV nehmen.
Akk-Termine: 
Sitzungsvorbereitung: 
Fr. 01., 29.11., um 18 
Uhr, u. am Mo.18.11. u. 
09.12.13 um 19 Uhr im 
Rathaus Schöneberg, Raum 
2115.
Bezirksverordnetenver-
sammlung (BVV)
Die nächste öff entliche 
BVV-Sitzung fi ndet am Mi. 
20.11. u. 11.12.2013, 17 
Uhr, im Rathaus Schöne-
berg, BVV-Saal statt. 
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BVV am 18. September 2013

Die BVV-Drs. sind unter: http://www.berlin.de/ba-tempelhof-schoeneberg/bvv-online/allris.net.asp

Bündnis gegen Rechts beschlossen
Der Antrag (Drs. 690) der SPD, ein Bündnis ge-
gen Rechts einzurichten, das die Vernetzung und 
Unterstützung lokaler Bündnisse sichert, fand 
eine Mehrheit in der BVV. Dennoch gab es Aus-
einandersetzungen mit der CDU, die immer wie-
der versuchte, einen „Linksextremismus“ zu be-
schwören, der ebenso bekämpft werden müsse. 
Die Verordneten von DIE LINKE machten deutlich, 
dass ein Bündnis gegen Rechtsradikalismus, Ras-
sismus, Antisemitismus und Heterosexismus not-
wendig sei. Es sind Rechte, die Menschen rassis-
tisch bedrohen, zu Tode prügeln oder sonst wie 
ermorden. Was hingegen die CDU meint, sind vor 
allem Sachbeschädigungen als Reaktion auf Re-
pressionen der Staates, wie sie beispielsweise am 
1. Mai vorkommen. Einen Vergleich zu ziehen mit 
vermeintlich links motivierter Sachbeschädigung 
verbietet sich und ist geradezu verleumdend und 
verharmlosend gegenüber gefährlichen Hasspre-
digern und Totschlagsbereiten. Wenn diese Volks-
aufwiegler, hier im Bezirk eine Versammlung oder 
Demonstration anmelden, ist es wichtig, dass das 
Bezirksamt rechtzeitig informiert, so dass mög-
lichst viele Menschen die Chance haben, zivilge-
sellschaftlichen Widerstand zu leisten. Das ist nun 
mit diesem Beschluss gewährleistet.
Planstraße zum Gasometer-Gelände, Investor 
kommt seinen Zusagen nicht nach
Noch in der letzten Legislaturperiode wurden mit 
dem Investor auf dem Gasometer-Gelände Ver-
träge geschlossen. Eine wesentliche Bedingung 
hierfür war der Bau einer Planstraße zur Anbin-
dung des Euref-Geländes. Inzwischen wurde be-
kannt, dass der Investor nicht die Gesamtkosten 
hierfür tragen will. Mit einer Großen Anfrage (Drs. 
783) der Grünen wurde u.a. danach gefragt, wie 
der Bezirk sicher stellt, dass der Projektentwick-
ler seinen Eigenanteil von inzwischen nur noch 
40% der Erschließung auch tatsächlich erbringen 

wird. Der Bezirk verhandele derzeit mit dem In-
vestor, das heißt zunächst muss das Bezirksamt 
diesen Betrag selbst absichern. Bisher war der In-
vestor in seinen Planungen nicht gerade zuverläs-
sig. Von den Grünen und DIE LINKE wurden insbe-
sondere die bisher nicht eingehaltenen Zusagen 
des Projektentwicklers bzgl. Wohnungsbau und 
Sanierung des Gasometers kritisiert. . Und nun 
sollen auch noch mit 60% der Gesamtkosten die 
Steuerzahler belastet werden, oder vielleicht so-
gar noch mehr. Heiß (Grüne) fragte, was passiere, 
wenn der Investor pleite gehe. Darauf gab es be-
zeichnenderweise keine Antwort seitens des Be-
zirksamtes. Heiß bemängelte, dass der Bezirk zu 
wenig Kontrolle bei Großprojekten wie bei der Be-
bauung des Gasometer-Geländes ausübe. Auch 
seien solche „Leuchtturm-Projekte“ per se korrup-
tionsfördernd.
Gegen die Bundeswehr am Robert-Blum-Gym-
nasium, CDU ist entsetzt 
Nach einer Mündlichen Anfrage von Dittmar 
(CDU) sollte sich das Bezirksamt zu der Aache-
ner Friedens-Preisverleihung für das Robert-Blum-
Gymnasium äußern. Diesem vorausgegangen ist 
ein Beschluss der Schulkonferenz, keine Jugendof-
fi ziere der Bundeswehr in ihre Schule einzuladen. 
Dittmar fragte, ob die Bundeswehr und ihre „frie-
densstiftende und freiheitsverteidigende Rolle in 
der Welt“damit nicht in einem falschen Licht dar-
gestellt werden würde. Stadträtin Kaddatz (CDU) 
antwortete u.a.“...eine bildungspolitische Ausei-
nandersetzung...unter Einbeziehung von Jugend-
offi  zieren als Experten für Sicherheitsfragen (sei) 
dringend anzuraten.“ DIE LINKE beglückwünschte 
die Robert-Blum-Schule schon am Internationalen 
Friedenstag zu ihrer staatsbürgerlich verantwort-
lich konsequenten Entscheidung, dass die Bun-
deswehr an Schulen fehl am Platze ist.

Elisabeth Wissel

eingeladen, begleitet der 
AKK unsere Arbeit in der 
BVV. Mitglieder, andere 
kommunal Interessierte und 
von bezirklichen Entschei-
dungen Betroff ene können 
auf diese Weise Einfl uss auf 
Vorlagen der BVV nehmen.
Akk-Termine: 
Sitzungsvorbereitung: 
Fr. 01., 29.11.
Uhr, u. am 
09.12.13 um 19 Uhr 
Rathaus Schöneberg, Raum 
2115.
Bezirksverordnetenver-
sammlung (BVV)
Die nächste öff entliche 
BVV-Sitzung fi 
20.11. u. 11.12.2013
Uhr, 
berg, BVV-Saal statt.
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[Update 17.10.: Heute Morgen wurde unter 
massivem Polizeiaufgebot auch noch die letz-
te der drei Linden gefällt − gegen die erklär-
ten Interessen der AnwohnerInnen, in Nichtach-
tung ihres herausragenden, opferbereiten Enga-
gements für den Erhalt ihrer Bäume, trotz aller 
verfahrenstechnischer Mängel und Ungereimt-
heiten, in Gefährdung des sozialen Friedens und 
eines gedeihlichen Miteinanders im Kiez, in völ-
liger Ignoranz gegenüber den Anforderungen ei-
ner klimaverträglichen Stadtentwicklung und 
des Stadtnaturschutzes. Nach dem 2. Oktober 
ist dieser Donnerstag ein weiterer schwarzer 
Tag für den Crelle-Kiez. − Wir danken den tap-
feren BaumschützerInnen für ihren bewunde-
rungswürdig beharrlichen und kreativen Einsatz!

Auch wenn er im konkreten Fall vergeblich war, 
heißt es: Jetzt erst recht! Verbreitern und ver-
stärken wir den Widerstand gegen die spekula-
tive Betonierung unserer Freiräume, die Vertrei-
bung der weniger Kaufkräftigen aus ihrem hei-
matlichen Wohnumfeld, die galoppierende Zer-
störung von Berlins einzigartiger Stadtnatur, ob 
im Crelle-Kiez, im Wannseebahngraben, auf der 
Bautzener Brache, dem Tempelhofer Feld, in 
Lichterfeld Süd, im Mauerpark, in der KGA Sän-
tisstraße in Mariefelde, der KGA Oeynhausen in 
Schmargendorf, im Kleinen Tiergarten in Moabit 
und anderswo!]"
Quelle: 
http://baumschutz.wordpress.com/category/

Abgeschrieben

"Wir danken den tapferen BaumschützerInnen
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Die Bürgerinitiative 100% Tempelhofer Feld tritt 
seit der Stilllegung des Flughafens und der Öff-
nung des Feldes 2008 dafür ein, das Tempelho-
fer Feld (TF) in seiner Faszination als Wiesenmeer 
zu erhalten. Am 14. September war nun der Start 
der zweiten Abstimmung zum Volksbegehren über 
den Erhalt des TF. Hierzu müssen innerhalb von 
vier Monaten über 174 000 gültige Unterschriften 
gesammelt werden, um dann per Volksentscheid 
über den Gesetzesentwurf zum Erhalt des Fel-
des  abzustimmen. Die Zustimmung ist berlinweit 
groß, so wurden während der ersten Stufe binnen 
sechs Wochen über 28 000 Unterschriften ge-
sammelt. DIE LINKE unterstützt das Volksbegeh-
ren, denn alle vernünftigen Gründe sprechen ge-
gen eine Profit-Vermarktung und Bebauung. We-
der stadtentwicklungspolitisch, noch klima- oder 
umweltpolitisch wäre es sinnvoll, dort Eingriffe in 
die Natur vorzunehmen. Tausende von Berlinerin-
nen und Berliner, und besonders die Anwohner, 
haben seit der Öffnung des Tempelhofer Feldes 
das weite und einzigartige Gelände (knapp 400 
ha Fläche) als Erholungs- und Freizeitort für sich 
entdeckt. Das Tempelhofer Feld gehört uns al-
len. Wir brauchen es insbesondere auch als smo-
ghemmende Kaltluftschneise und zum Erhalt von 
Natur, wozu auch die angrenzenden Kleingarten-
kolonien zählen, die bei einer Bebauung ebenfalls 
geopfert würden. Auch von seiner historischen 
Bedeutung muss an die NS-Opfer, die ehemali-
gen Zwangsarbeiter erinnert werden. Doch der 
Senat ist von dem Volksbegehren völlig unbeein-
druckt, denn einen Stopp der Planungen auf dem 
TF gab es bisher nicht. Zu lukrativ ist die profitver-
sprechende Vermarktung, die allein entsprechen-
den Investoren zugute käme. Bereits 1994 sah 
der erste Flächennutzungsplan Gewerbe–, Park–, 

Sport– und Sonderflächen vor. Die heutigen Se-
natspläne beabsichtigen u.a. eine Randbebau-
ung mit neuen Wohnanlagen an den Stadtquar-
tieren Neukölln und Tempelhof: Östlich des Tem-
pelhofer Damms mit dem Schwerpunkt Wohnen, 
aber auch Büro- und Dienstleistungseinrichtun-
gen, der Zentral- und Landesbibliothek Freiflächen 
und Parkanlagen. Zum Bezirk Neukölln gehörend, 
ebenfalls Wohnungen, Büros und Gewerbe. Zur Er-
schließung des Gebiets würde eine Brücke über 
die Bahntrasse von der Oberlandstraße aus ge-
baut werden. Insgesamt sollen 4700 überwiegend 
hochpreisige Miet- und Eigentumswohnungen ent-
stehen. Dementsprechend würden sich auch die 
geplanten Grünanlagen gestalten, die dann jeden 
Charakter der bisherigen freien Nutzung verlieren 
würden. Für die Anwohner bedeutet jedoch eine 
Bebauung: Verteuerung der angrenzenden Wohn-
quartiere und eine Mieterverdrängung. Schon 
jetzt sind in den angrenzenden Wohnungen mas-
sive Verteuerungen zu spüren. Im Sinne von Se-
nator Müller (SPD) ist das TF vor allem wertvoll 
für Bebauung. Per Pressemitteilung vom 12. Sep-
tember wurde bekannt, dass mit vier städtischen 
Wohnungsbaugesellschaften Vereinbarungen für 
1700 Neubau-Wohnungen getroffen wurden, 50% 
davon für untere Einkommensschichten mit ei-
ner Nettokaltmiete von 6-8 Euro. Selbst das ist 
viel zu teuer und für ALG-II-Empfänger schon gar 
nicht vorgesehen. Bei aller Wohnungsnot, Brachen 
und sonstige Freiflächen gibt es genug in Berlin. 
Grundsätzlich ist dieses Feld eine Chance für Ge-
nerationen sich eine einmalige innerstädtische 
Freifläche zur freien Nutzung zu erhalten, die die-
sem Begriff auch gerecht wird.

Elisabeth Wissel

Volksbegehren zum Erhalt des Tempelhofer FeldesSenat treibt Bebauung 
voran

Bis Mitte Januar 2014 
läuft noch das Volksbe-
gehren „100 % Tempelho-
fer Feld“. Als Teil der Ge-
genmassnahmen forciert 
der Senat seine Planun-
gen. Er erzeugt den Ein-
druck „der fahrende Zug“ 
lässt sich nicht stoppen.
So erzeugt der Stadt-
entwicklungssenator 
den Eindruck, dass gera-
de am Tempelhofer Feld 
günstiger Wohnraum ge-
schaffen werden könnte. 
Mit Förderungen hofft er, 
für einen Teil der Woh-
nungen Mieten von un-
ter 8 € je qm erreichen 
zu können. Aber das liegt 
immer noch gut 2 € über 
den Werten des Miet-
spiegels und selbst die 
Finanzierung dieser För-
derung ist nicht gesi-
chert.
Um weitere Fakten zu 
schaffen und die Volks-
initiative als wirkungs-
los vorzuführen, sind seit 
dem 26. September die 
Entwürfe für die Bebau-
ungspläne ausgelegt. 
Als frühzeitige Bürger-
beteiligung werden die 
Bebauungsplane 7-70 
(entlang desTempelho-
fer Damm) und 7-71 
(Südring – entlang des S-
Bahn-Rings bis Neukölln) 
in einer Ausstellung im 
Flughafen-Gebäude (ehe-
maliger Transitbereich A 
2 - rechts neben Turm 7 
- Eingang über Columbia-
damm 10) ausgestellt.
Noch bis einschließlich 
1.11. können sich Besu-
cher das ansehen sowie 
Stellungnahmen und Kri-
tiken dazu äußern.
Dagegen hat nach einem 
Beschluss 2012 der BVV 
in Tempelhof-Schöneberg 
zum Erhalt der Kleingär-
ten „Tempelhofer Berg“ 
nun auch der Stadtent-
wicklungsausschuss am 
9.10. einen Antrag von 
DIE LINKE mehrheitlich 
(gegen SPD) unterstützt, 
dass sich das Bezirksamt 
dafür einsetzt, auch die 
Kleingärten „Neuköllner 
Berg“ zu erhalten.

BV Harald Gindra

Eigentlich sollte schon mit dem Bau begon-
nen werden. Eine gigantische Veränderung des 
Tempelhofer Feldes: Ein großer See (nur einge-
schräckt als „Regenrückhaltebecken“ nutzbar). 
Aber landschaftliche Umgestaltung von rund ei-
nem Drittel des Feldes, weil der Aushub weiträu-
mig aufgeschüttet und Naturräume vernichtet 
werden.
Das Alles still und heimlich, wie eine Große Anfra-
ge von DIE LINKE im September in der BVV bestä-
tigte. Zur Bürgerinnen- und Bürgerbeteiligung be-
richtet die Stadträtin aus der Stellungnahme der 
zuständigen Senatverwaltung für Stadtentwick-
lung und Umwelt:
„Seit einigen Wochen wurden bei der Obersten 
Bauaufsicht Anträge auf Akteneinsicht gestellt 
und auch Akteneinsicht genommen. Auch bei den 
anderen Behörden, die mit diesem Vorhaben be-
schäftigt sind, wurde Akteneinsicht vorgenom-
men. Auf Nachfrage wird auch der Berliner Lan-
desarbeitsgemeinschaft Natur e.V. der komplette 
Bauantrag vorgestellt.
Die benachbarte Gartenkolonie, die 

1. Bauprojekt: Der See
Bürgerinitiative be-4-Tempelhof.de und das Volks-
begehren für das Weltkulturerbe Tempelhof und 
mehr Transparenz in der Politik haben jeweils ein 
Schreiben an das BA Tempelhof-Schöneberg ge-
sandt, was zuständigkeitshalber an SenStadt, 
Oberste Bauaufsicht weiter geleitet wurde. 
In diesen Schreiben legten diese Verbände Wi-
derspruch gegen die noch nicht erteilte Genehmi-
gung ein und äußerten naturschutzrechtliche Be-
denken.“
Mit anderen Worten: Erst die Eigeninitiative von 
Interessierten hat zur Offenlegung der Pläne ge-
führt und wahrscheinlich auch im Vorfeld Geneh-
migungen verzögert. Wie lange das noch hält, 
ist unsicher. Die Zeitung „Neues Deutschland“ 
(9.10.13) berichtet z.B. von der mühsamen Suche 
nach Ausgleichsflächen: „Michael Müller will Tem-
pelhofer Lerchen nach Brandenburg umsiedeln“.
Quellen: http://www.berlin.de/ba-tem-
pelhof-schoeneberg/bvv-online/to010.
asp?SILFDNR=3327&options=4 
http://www.neues-deutschland.de/artikel/
835399.bausenator-auf-herbergssuche.html

BV H. Gindra
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„Wer hätte das 1990 gedacht, dass 
wir als die Partei DIE LINKE als dritt-
stärkste Kraft in den Bundestag ein-
ziehen!“, sagte Gregor Gysi bei der 
Wahlfete der LINKEN mit einem spitz-
bübischen Lächeln in die Fernsehka-
meras.
Die Erleichterung über das respektable 
Wahlergebnis stand den BesucherInnen 
am Wahlabend in der Berliner Kulturbrau-
erei im Gesicht geschrieben.
Monate vorher sah dies ganz anders aus. 
Die Partei dümpelte in Umfragen bei 5-6% 
dahin und wurde konsequent in der öf-
fentlichen Berichterstattung boykottiert. 
So kam DIE LINKE z.B. in Berichten der 
öffentlich-rechtlichen Sender über die 
Landtagswahlkämpfe in den westdeut-
schen Bundesländern trotz bereits vor-
handener Landtagsfraktionen einfach 
nicht mehr vor. Die Herrschenden in die-
sem Lande verfolgten eine Strategie der 
Entsorgung gegen DIE LINKE. 
Seit Ende letzten Jahres hat die Partei ge-
eint wie schon lange nicht mehr dieser 
Strategie erfolgreich getrotzt und einen 
engagierten Wahlkampf geführt, in dem 
sich die Partei auch im Westen zurück-
meldete.
Die Ergebnisse sprechen für sich: In  
Westdeutschland überwindet die Partei 
mit 5,2% die 5%-Hürde und ist im Osten 
mit 21,0 % hinter der CDU (38,7%) und 
vor der SPD (18,1%) zweitstärkste politi-
sche Kraft.  

Bedeutend für den weiteren Aufbau der 
Partei im Westen sind Ergebnisse wie in 
dem größten Flächenland NRW: Hier kam 
die LINKE auf 6,1% der Stimmen. Die Par-
tei kam in acht westdeutschen Bundes-
ländern z.T. sehr deutlich über 5%, nur in 
zweien (Baden-Württemberg 4,8%; Bayern 
3,8%) blieb sie darunter. 
Besonders im ehemaligen Westteil Ber-
lins war DIE LINKE erfolgreich: Hier er-
zielte sie mehr als 10% mit Spitzenwerten 
in Kreuzberg, Neukölln und Tempelhof-
Schöneberg. Nach Aussage von Wahlfor-
schern hat sie hier insbesondere bei den 

Bundestagswahlnachlese:

LINKE als gesamtdeutsche Oppositionskraft 
bestätigt

18- bis 30-Jährigen gepunktet. Die Pira-
ten blieben mit 2,2% bundesweit hinter ih-
ren Erwartungen. Vor einem Jahr wurden 
noch zweistellige Werte bei Wahlumfragen 
ermittelt.
Natürlich schmerzt, dass wir weitere 4 
Jahre eine von „Mutti-Merkel“ geführte 
Bundesregierung haben werden und ein 
Politikwechsel noch in weite Ferne rückt. 
Bedrückend das starke Abschneiden der 
Rechtspopulisten von der AFD (4,7%), die 
der LINKEN insbesondere im Osten Stim-
men abjagte. Sie erzielte hier ca. 6%. 
Dass DIE LINKE mit 8,6% bundesweit vor 
den Grünen (8,4%) landete, hat sie ihrem 
geeinten, engagierten Oppositionswahl-
kampf gegen das neoliberale Parteienkar-
tell zu verdanken. Sie hat sich wieder den 
Problemen der Menschen zugewandt und 
Grabenkämpfe überwunden. Wir werden 
in Tempelhof-Schöneberg die neuen Kon-
takte zu BürgerInnen und ihren Initiativen 
pflegen und weiterhin eine Partei für den 
Alltag sein.

Carsten Schulz, Bezirksvorsitzender
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Der Privatisierungsgrad von öffentli-
chen Krankenhäusern liegt in Deutsch-
land höher als in den USA, so Bernd Rie-
xinger bei einer Veranstaltung der Par-
tei DIE LINKE in Lichtenberg zum Thema 
Gesundheit. Seit dieser Negativentwick-
lung hin zur Privatisierung kann von ei-
nem gut funktionierenden Gesundheits-
system in Deutschland seit Jahren nicht 
mehr gesprochen werden. Vorschub zu 
diesem Privatisierungswahn leisten u.a. 
vor allem Lobbyisten in der Politik und in 
den Medien, die nicht müde werden, im-
mer wieder von einer Kostenexplosion im 
Gesundheitsbereich zu lamentieren. Tat-
sächlich aber seien die Ausgaben seit 20 
Jahren bei 10 bis 11 % des BIP`s (Brut-
toinlandsprodukt) konstant, so Riexinger. 
Gemessen an den Wirtschaftsleistungen 
sind die Gesundheitsausgaben somit sta-
bil. Durch die sogenannten Gesundheits-
reformen, den Umbau des Gesundheits-
systems, kam es dann auch, wie neoli-
beral gewollt, zu einem Einzug von Markt 
und Wettbewerb, was zu einer sozial de-
gradierenden Zwei-Klassen-Medizin füh-
ren musste. Auch in gemeinnützigen 
kirchlichen Krankenhäusern hat ein pro-
fitorientiertes betriebswirtschaftliches 

Krankes Gesundheitssystem, durch Profitmaximierung
Denken längst eingesetzt. Kosten sollen 
durch Outsourcing (Auslagern) eigentlich 
gut funktionierender Bereiche wie Kü-
che, Wäscherei, Labor, Apotheke, Kran-
kengymnastik u.v.m. angeblich einge-
spart werden. Gespart wird aber vor al-
lem an Personalkosten. Outgesourctes 
qualifiziertes Personal ist dann gezwun-
gen zu niedrigeren Löhnen zu arbeiten, 
was zunehmend zu Qualitäts- und Mate-
rialeinbußen führt. Wenn nicht mehr die 
Daseinsfürsorge für den Menschen im 
Mittelpunkt steht, sondern die Rendite , 
dann kann das nur zu Lasten der Kran-
ken und Beschäftigten im Gesundheits-
bereich gehen. Bei Einzug einer neolibe-
ralen Renditeerwartung von über 15% 
bleiben Personal und Qualität unweiger-
lich auf der Strecke. Über 50 000 Stel-
len seien seit 2011 in Krankenhäusern 
abgebaut worden, zum Großteil auch 
durch Schließung ganzer Einrichtungen. 
Nicht, dass nicht genügend Patienten ei-
nen Bedarf hätten, die Fallzahlen haben 
eher zugenommen. Von 1990 bis 2010 
gab es einen Anstieg von über 23%. Ver-
kürzt wurden jedoch die Liegezeiten. Das 
heißt, Patienten werden früher nach Hau-
se geschickt und häufig ein paar Tage 

später wieder einbestellt. Mit dem Sys-
tem der diagnosebezogenen Fallpauscha-
len, DRG (Diagnosis Related Groups), soll 
eine Reduzierung des Kostenanstiegs er-
folgen. Dieses System führt zu Arbeitsver-
dichtung in der Pflege, denn diese gehört 
nicht zu den erlösrelevanten Bereichen, 
und wirkt sich nicht zum Vorteil der Pa-
tienten (häufigeres Einbestellen, längere 
Wartezeiten, mehr Operationen) , aus, wie 
beispielsweise der Versuch, andere medi-
zinische langwierigere Hilfe zu gewähren). 
DIE LINKE tritt ein für ein solidarisches 
und gerechtes Gesundheitssystem, eine 
Bürgerversicherung (die Beiträge würden 
dadurch um 2-3% sinken), das Solidarprin-
zip (paritätische Arbeitgeber- und Arbeit-
nehmerbeiträge), das Bedarfsprinzip, ge-
gen private Konzerne und für eine Min-
destbesetzungsgrenze in der Pflege. Ge-
rade in der Pflege ist die Belastung des 
Personals dramatisch angestiegen, aber 
gerade auf eine gute Pflege kommt es im 
Krankenhaus an.

Elisabeth Wissel

Zwischen 60 und 70 Prozent der Berli-
ner Bevölkerung sprechen sich für den 
Aufbau eines Stadtwerks und die Über-
nahme des Stromnetzes in öffentliche 
Hand aus. Dann kann ja nichts schief ge-
hen mit dem Volksentscheid am 3. No-
vember, sollte man denken. Denn ge-
nau diese Ziele sollen ja mit dem Ge-
setz des Energietischs umgesetzt wer-
den. Der Haken an der Sache ist aber, 
dass mindestens 630.000 Menschen mit 
Ja stimmen müssen, sonst ist der Volks-
entscheid nicht gültig. DIE LINKE. Berlin 
hat den Volksentscheid über die „Rekom-
munalisierung der Berliner Energiever-
sorgung“ von Anfang unterstützt und in 
der zweiten Stufe – in diesem Frühjahr – 
gut 50.000 Unterschriften dafür gesam-
melt. Damit das nicht umsonst war, müs-
sen wir jetzt den letzten entscheidenden 
Schritt schaffen.
Das Stromnetz wird 2014 für die nächs-
ten 15-20 Jahre vergeben. In diesem 
Zeitraum müssen die Weichen für eine 
ökologische und soziale Energiewende 
gestellt werden. Das Netz muss fit ge-
macht werden für die massenweise Ein-
speisung von dezentralen Energiequellen 

Ja zu Berliner Energie - 
Ja, zum Energievolksentscheid am 3. November

(Wind, Solar) und die Anbindung von 
Speicherpotentialen. Vattenfall hat kein 
Interesse an einem solchen Umbau des 
Stromnetzes. Vattenfall will möglichst 
viel von seinem Braunkohlestrom in Ber-
lin verkaufen. Die Braunkohlekraftwer-
ke sind schon abgeschrieben und brin-
gen jetzt richtig Profit – zu Lasten von 
Mensch und Umwelt. Nur wenn die Netz-
gesellschaft demokratisch gesteuert wird 
– und nicht von einem Konzern mit Pro-
fitinteressen – können die notwendigen 
Investitionen sichergestellt werden. Ge-
winnen werden dadurch die Menschen 
in Berlin und der Region. Weil die Gewin-
ne nicht mehr in Konzern-, sondern in öf-
fentliche Kassen fließen. Weil Investitio-
nen in die erneuerbare Energieerzeugung 
Tausende neue Arbeitsplätze in der Regi-
on schaffen. Vor allem aber, weil wir nur 
so die Energiewende auch sozial gestal-
ten können.
DIE LINKE hat in ihrer Regierungszeit be-
reits umfangreiche Vorarbeiten für  ein 
Stadtwerk in öffentlicher Hand geleis-
tet. Diese Konzepte wurden nach der 
Wahl von den CDU-Wirtschaftssenato-
rinnen komplett entsorgt. Die Berliner 

SPD hat es nicht verhindert – wohl auch, 
weil Klaus Wowereit das Thema möglichst 
nicht in der Öffentlichkeit haben möchte. 
Sein Plan scheint ein „schmutziger Deal“ 
mit Vattenfall zu sein: ein paar mehr Ein-
nahmen für das Land aus dem lukrativen 
Netzgeschäft und Vattenfall darf weiter-
hin der regionale Monopolist bleiben und 
das Netz in seinem Sinne managen. 
Deshalb hat er es zugelassen, dass die 
CDU sich mit ihrer Ablehnung des Vor-
schlags des Energietischs durchsetzt. So 
wie er schon zuvor zugelassen hat, dass 
der Volksentscheid nicht zusammen mit 
der Bundestagswahl stattfindet. SPD und 
CDU hoffen nun auf ein Scheitern des 
Volksentscheids mangels Beteiligung. Hel-
fen Sie mit, dass die rot-schwarze Koaliti-
on mit dieser miesen Taktik nicht durch-
kommt! 
Stimmen Sie mit JA beim Volksentscheid 
– entweder per Briefwahl oder am 3. No-
vember im Wahllokal. Und nehmen Sie 
möglichst viele andere gleich mit.

Klaus Lederer, 
Landesvorsitzender DIE LINKE. Berlin
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2.10.2013: Heute, gegen 9.15 Uhr, ging 
es in der Crellestraße 22a los: drei Wa-
gen fuhren vor die Linden und Männer 
stiegen aus, die so taten, als würden sie 
Gartenarbeit machen, sie guckten um 
sich und telefonierten. Für die Anwesen-
den der Crelle-Kiezinitiative sah das selt-
sam aus. Berichten der Anwesenden zu-
folge, wurden plötzlich laufende elektro-
nische Sägen aus diesen Fahrzeugen ge-
holt. Die Männer bewegten sich zu den 
Bäumen hin. Die wenigen Anwesenden 
der Crelle-Kiezinitiative versuchten die 
drei Linden zu schützen. Eine alte Dame 

umarmte einen der drei Bäume. Trotz all-
dem kam der Mann mit  laufender Säge 
und sägte den Baum in Bodennähe an. 
Die Dame wurde weggedrängt. Sie ver-
suchte weiterhin ihn abzuhalten, aber er 
sägte weiter. Gleichzeitig wurde der ande-
re Baum genauso angesägt. Der mittige 
Baum wurde anscheinend nicht verletzt. 
Erzählungen zufolge war jemand auf eben 
diesen Baum geklettert, um ihn zu schüt-
zen. Das war mutig von Ihm, dort oben 
zu bleiben. Dies hat den Baum gerettet. 
Der  „Auftrag“ sei gewesen, den Baum so 
zu verletzen, dass er nicht mehr zu ret-
ten sein würde. Daraufhin kam die Poli-
zei und verbot es, weiterzusägen. "... Um 
den Baum war es freilich geschehen, seine 
Standfestigkeit eingebüßt. ...So urteilte je-
denfalls der von zwei ebenfalls aufgetauch-
ten Grünfl ächenamtsmitarbeitern herbeige-
rufene Baumsachverständige nach einge-
hender Untersuchung..." Ein „Gutachten“ 
wurde erstellt, die zwei Bäume waren da-
nach „fällig“! Dann kam eine andere Auf-
tragsfi rma. Mit Trillerpfeifen, Trommeln, 

Gewachsen um zu bleiben!“
Fällung der Linden Beginnt!

Trompeten und Telefonketten lösten die 
Bewohner Alarm aus. Seltsamerweise 
wurden die dort geparkten Autos unbe-
rührt stehen gelassen. Der Plan ging auf. 
Dem angesägten Baum, welcher an der 
Einfahrt steht, wurden erst die Äste ab-
gesägt, und nach dem ein Keil eingesägt 
wurde, wurde der Stamm einfach in Rich-
tung Crelle 22a, über den Zaun gekippt 
(siehe: Crelle 22a Baumfällung mp4). Ge-
gen 14 Uhr, war der zweite verwundete 
Baum, in der Nähe der Brücke, dran und 
wurde auch Stück für Stück gefällt. „Be-
merkenswert, der Baum in der Mitte steht!“ 
„Wenn sich die Gelegenheit ergibt, dann 
wird die Fällung wohl fortgesetzt, weil dort 
kaum Widerstand geleistet wird, (zu wenige 
Leute) und die AnwohnerInnen wegen der 
laufenden  Kettensägen schockiert wur-
den.“ Gestern kamen einige Eichhörnchen 
und hängten das Transparent „gewachsen 
um zu bleiben!“ an die mittlere Linde, wel-
ches jetzt noch als Schutzschild  hängt!
Nachtrag: Am 17.10.2013 wurde leider 
auch die dritte Linde in der Mitte mit ei-
nem Schlag gefällt.                                 Gi.
Quelle: www.crellekiez-zukunft.com
www.baumschutz.wordpress.
com/2013/10/04/ketensaegen-als-
waff e/#more-19924
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Ein Kiez sagt Nein!
Fünf gute Gründe gegen die Bebauung der Bautzener Brache

1. Kein Baurecht
Auf dem ehemaligen Eisenbahngelände 
existiert kein Baurecht. Der Eigentümer 
von Hellweg hat das 2 ha große Grund-
stück gegenüber seinem Baumarkt 
günstig gekauft und will dort 250
Wohnungen, 7.700 qm Gewerbe und 
250 Tiefgaragenstellplätze bauen. Die 
Stadträtin der Grünen, Sibyll Klotz, will 
ihm Baurecht verschaff en und verweist 
auf angebliche Zugeständnisse, die der
Bauherr dafür machen will (80 % Miet-
wohnungen, 5 Jahre keine Mieterhö-
hung). Was den Bewohner/innen des 
Schöneberger Nordens als Naherho-
lungsfl äche dienen könnte, wollen die 
Grünen, unterstützt von SPD und CDU, 
dem Privatinvestor nachträglich in Form 
eines Bebauungsplans vergolden.
2. Verdrängung („Gentrifi zierung“)
Teurer Wohnungsneubau, der den In-
vestoren riesige Gewinne verspricht, ist 
eine aktuelle Anlagestrategie für Vermö-
gende, aber keine Lösung für das Woh-
nungsproblem in Berlin. Ein vom Be-
zirksamt in Auftrag gegebenes Gutach-
ten besagt, dass schon jetzt die we-
niger Kaufkräftigen im Schöneberger 
Norden akut von Verdrängung bedroht 
sind. Werden die Mietsteigerungen der 

letzten Jahre noch durch teuren Neubau 
verstärkt, wird ein Großteil der Bewoh-
ner/innen aus dem Quartier vertrieben.
3. Gegen noch mehr Lärm und Abgase
Die Yorckstraße zählt zu den stark befah-
renen Straßen der Stadt. Der kürzlich er-
öff nete Baumarkt zieht nun noch mehr 
Auto- und LKW-Verkehr an. Die von Lärm 
und Abgasen geplagte Gegend würde 
durch die geplante Bebauung an der Baut-
zener Straße noch mehr Verkehr bekom-
men. Schon jetzt ist die Schadstoff -Be-
lastung für die angrenzenden Wohnviertel 
erheblich.
4. Frischluft für angrenzende 
Wohngebiete
Die beabsichtigte Bebauung verläuft mit-
ten durch die Frischluftschneise, die von 
Süden her für den notwendigen Luft-
austausch der Innenstadt sorgt. Damit in 
den Sommermonaten die nächtliche
Abkühlung in den aufgeheizten Wohnquar-
tiere erfolgen kann, darf der Raum ent-
lang der Bahntrasse nicht baulich genutzt 
werden, sondern muss Grünfl äche mit 
Bäumen bleiben.
5. Artenschutz und Biotopverbund 
sichern!
Der Nord-Süd-Grünzug an der Bautze-
ner Straße und die Randbereiche der 

Bahntrassen sind Lebensraum für Tiere 
und Pfl anzen. Das funktionierende Verbin-
dungsbiotop darf nicht zerstört werden.
Chaotische Wohnungsbaupolitik des 
Berliner Senats
Bis 2009 wurde der Abriss von Wohnun-
gen durch das Stadtumbau-Programm 
gefördert. Statt die letzten unbebauten 
Grundstücke in der verdichteten Innen-
stadt auch noch zuzu-betonieren, soll-
te der Senat endlich ein Sanierungspro-
gramm gegen den hohen Leerstand in 
der Stadt aufl egen (siehe Leerstandsmel-
der!) und gegen spekulativen Wohnungs-
leerstand, Zweckentfremdung (Ferien- und 
Gästewohnungen) und den Verfall von Ge-
bäuden in bester Lage vorgehen.

Gegen die Bebauung der Bautzener Bra-
che gibt es ein Bürgerbegehren.
Bis 12. Februar 2014 müssen 7.600 Be-
wohnerInnen aus Tempelhof-Schöneberg 
ihre Unterschrift geleistet haben. Hier 
können sie Unterschriftsformulare herun-
terladen und ausdrucken: 
www.stadtplanung-von-unten-de. 
Wenn Sie beim Unterschriftensammeln 
helfen möchten, schicken Sie bitte eine 
mail an: 

stadtplanungvonunten@gmx.de
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DIE LINKE.
Tempelhof - Schöneberg
Bezirksgeschäftsstelle:
Feurigstr. 68, 
10827 Berlin
Öff nungszeiten:
Di. u.  Do: 11 - 18 Uhr
Fr: 11 - 15 Uhr
Telefon: 21 99 71 40
Fax: 217 29 26
e-Mail: bezirk@die-linke-
tempelhof-
schoeneberg.de
Webseite: 
www.dielinke-
tempelhof-schoeneberg.
de
Termine in der 
Roten Insel
Mitgliederversamm-
lung: 
Telefonisch erfragen
Bezirksvorstand
30.10., 13. u.28.11.13 
um 19.45 Uhr 
Basisorganisationen:
BO Schöneberg
Telefonisch erfragen
BO Tempelhof
Telefonisch erfragen 
BO Arbeit-Soziales
28.10. u.25.11.13. um 
,19 Uhr
BO Migration und 
Antirassismus
Telefonisch erfragen
Arbeitskreis 
Kommunales (AKK) 
siehe bitte S. 3 
Sondertermine: 
Inselgespräche
Telefonisch erfragen
Jobcenter-Tag
Telefonisch erfragen
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Flüchtlings-
beratung
Di. 11 Uhr und 
ALG 2 Beratung 
Di. 13 Uhr mit 
Klaus Jürgen Dahler 
in der Roten Insel 

Ganze Kieze werden von Veränderungsprozes-
sen überrollt. Eigentumsumwandlungen, Miet-
erhöhungen, (Energetische) Sanierungen und 
Modernisierungsaufschläge, Leerzug und vieles 
mehr bedrohen zahlreiche Mieterinnen und Mie-
ter. Für viele Menschen mit kleinem Einkommen 
ist das “Dach über dem Kopf” gefährdet.
Wir können nicht Beratungen von Mieterverbän-
den und Rechtsanwälten gegen manche Zumu-
tung ersetzen. Aber wir wollen Ihre Erfahrungen 
und Ihr Wissen in politische Initiative umsetzen: 

Krasse Fälle öff entlich machen. Die Vernetzung 
und den Widerstand unterstützen und im Rah-
men unserer Möglichkeiten auf Bezirks-, Landes- 
und Bundesebene parlamentarische Initiativen 
anstossen. 
Helfen Sie uns dabei!
Mieter-Notrufe an: Mi. 15-17 Uhr, unter 
Tel. 902 77-48 98, 
per E-Mail an Linke.BVV.TS@gmail.com oder per 
Post an DIE LINKE, Feurigstr. 68, 10827 Berlin

11. Oktober 2013
Anlässlich der Zustimmung des EU-Parla-
ments zum neuen Grenzüberwachungssystem 
Eurosur, das Mitte Dezember starten soll, er-
klärt Annette Groth, menschenrechtspoliti-
sche Sprecherin der Fraktion DIE LINKE: 
Verstöße gegen die Menschenwürde been-
den – endlich eine solidarische europäische 
Flüchtlingspolitik schaff en 
Annette Groth: 
„ Es ist skandalös, dass nur eine Woche nach dem 
schrecklichen Bootsunglück vor Lampedusa mit 
mehr als 300 Toten eine Verschärfung der Über-
wachung der EU-Außengrenzen beschlossen wird. 
Die Zustimmung zu Eurosur zielt allein darauf, die 
Festung Europa noch stärker zu sichern und nun 
auch die EU-Seegrenzen dicht zu machen. Die Be-
hauptung, Eurosur sei auch dazu bestimmt, das 
Leben von Flüchtlingen zu retten, ist nichts als 
eine Farce. Im Mittelpunkt steht die Abwehr von 
Migrantinnen und Migranten, nicht die Rettung 
der Schutzsuchenden, die bereits vor Krieg, Hun-
ger und Armut fl iehen mussten.“ 
Annette Groth weiter: 
„DIE LINKE fordert von der EU, endlich eine men-
schenwürdige Flüchtlingspolitik zu verfolgen. 

Es ist völlig inakzeptabel, dass Länder wie Ita-
lien oder Griechenland infolge des Dublin II-Ab-
kommens für alle Flüchtlinge zuständig sein sol-
len, die in diesen Ländern ankommen. Länder wie 
Deutschland, deren geographische Lage 'günsti-
ger' ist, weil sie nicht an den EU-Außengrenzen 
liegen, können so alle Verantwortung an einige 
wenige Länder abschieben. Das ist zutiefst unso-
lidarisch und überfordert die betroff enen Länder. 
Folge davon sind die menschenunwürdigen Zu-
stände, in denen Flüchtlinge in Griechenland und 
anderswo ausharren müssen. 
Für die Unterbringung von Flüchtlingen stellt die 
EU nur einen Bruchteil dessen zur Verfügung, was 
sie für die 'Sicherung' ihrer Außengrenzen aus-
gibt. Diese Proportionen müssen endlich umge-
kehrt werden, anstatt diese nicht hinnehmbare 
Diskrepanz weiter zu verfestigen. Vor einem Jahr 
hat die EU den Friedensnobelpreis erhalten. Es 
ist an der Zeit, dass die Mitgliedstaaten endlich 
Schritte unternehmen, um sich dieses Preises als 
würdig zu erweisen.“ 

Annette Groth
Mitglied des Deutschen Bundestages 

Menschenrechtspolitische Sprecherin der 
Fraktion DIE LINKE

Pressemitteilung

Verstöße gegen die Menschenwürde 
beenden – endlich eine solidarische 
europäische Flüchtlingspolitik schaff en
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